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Der Bundesminister für Verteidigung 
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Bonn, den 9. Dezember 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Einstellung ehemaliger Berufssoldaten (Übergangsge- 
haltsempfänger) als Ergänzungsoffiziere oder -Unter- 
offiziere in die Bundeswehr und in Organisationen des 
zivilen Bevölkerungsschutzes 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 12. Juni 1959 
— Drucksache 1074, Umdruck 279 — 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 75. Sitzung am 12. Juni 
1959 im Rahmen der Beschlußfassung über das Haushaltsge- 
setz 1959 die Bundesregierung ersudit zu überprüfen, wieweit 
ehemalige Berufssoldaten, die Übergangsgehaltsempfänger sind, 
als Ergänziingsoffiziere oder -Unteroffiziere bei dem weiteren 
Aufbau der NATO-Kontingente der Bundeswehr, der Landes- 
verteidigung und des zivilen Bevölkerungsschutzes Verwen- 
dung finden können, über das Ergebnis dieser Überprüfung 
berichtet die Bundesregierung wie folgt: 

1. Das Ergänzungsoffizierkorps der damaligen Wehrmacht wurde 
1934 geschaffen; es sollte hauptsächlich Büro- und Verwal- 
tungsfunktionen übernehmen, um aktive Offiziere für den 
Truppendienst freizumadien. Mit E-Offizieren wurden vor- 
wiegend Stellen besetzt, deren Funktionen heute durch zi- 
viles Personal wahrgenommen werden, z. B. im Wehrersatz- 
wesen und in der Wehrwirtschaft. Ein Ergänzungsunteroffi- 
zierkorps hat es in der damaligen Wehrmacht nicht gegeben. 

2. Als Übergangsgehaltsempfänger nach G 131 waren nach dem 
Stand vom 3. Juni 1959 19415 frühere Berufsoffiziere und 
RAD-Führer anspruchsberechtigt. Davon waren allein 7525 
im öffentlichen Dienst unterwertig beschäftigt. Annähernd 
die gleiche Zahl dürfte in der Wirtschaft und in freien Be- 
rufen tätig sein. Dieser Personenkreis besteht fast aus- 
schließlich aus Generalen und Stabsoffizieren, die heute 42 
Jahre und älter sind. 
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Von den 1 179 Beruf sunterofffzieren, die als Unterbringungsteil- 
nehmer Übergangsgehalt bezogen, waren 1166 Feldwebel- 
dienstgrade und 13 Unterofhziere ohne Portepee. Auch sie 
stehen in einem Lebensalter von mindestens 42 Jahren. 

3. Während in der Bundeswehr der Bedarf an Stabsoffizieren 
bereits durch die bisherigen Einstellungen von Übergangs- 
gehaltsempfängern nahezu gedeckt ist, fehlen zur Zeit 4500 
Ofhziere, vornehmlich der Jahrgänge 1920 und jünger, für 
die Funktionen der Hauptleute und hauptsächlich für die 
der Leutnante. Bei dieser Personallage haben alle verfüg- 
baren geeigneten gedienten Offiziere, darunter auch die 
Übergangsgehaltsempfänger, eine Wiederverwendung ge- 
funden. Eine Einstellung weiterer älterer Offiziere würde 
die Personallage nicht verbessern können; 

a) Die ÜbergangsgehaltsempfängerkönntennachihrerDienst- 
grad- und Altersschichtung die benötigten jüngeren Offi- 
ziere nicht ersetzen. 

b) Der Dienst in den Stäben sowie in der Truppe erfordert 
eine längere Einarbeitung (Innere Führung, Integrierung, 
Sprachkenntnisse usw.). Die langwierige Einarbeitung 
würde eine erhebliche Belastung des bereits jetzt z. T. 
überforderten Offizierskorps darstellen. 

c) Die Einberufung ehemaliger Offiziere müßte mit ihrem 
früheren Wehrmachtdienstgrad erfolgen. Nach den Grund- 
sätzen des ‘Haushaltsrechts müßten diese Stabsoffiziere 
auf den ihren Dienstgraden entsprechenden Planstellen 
geführt werden. Hierbei würden diese Ofhziere vielfach 
nicht die gerade bei ihnen notwendigen besonderen Lei- 
stungen erbringen können. 

d) Die ohnehin starke Belastung des normalen Planstellen- 
kontingents der Stabsofhziere durch die im großen Um- 
fang erfolgte Wiederverwendung unter das G 131 fallen- 
der Personen würde im Falle der Einstellung weiterer 
Stabsofhziere zwangsläuhg zu einer Blockierung der Lauf- 
bahn- und Beförderungsentwiddung der qualihzierten äl- 
teren Hauptleute führen. Dann dürften nachteilige Aus- 
wirkungen auf die Stimmung der jüngeren Ofhziere und 
auch auf die Nachwuchswerbung nicht zu vermeiden sein. 

e) Die Überalterung des Ofhzierskorps, die bereits jetzt auf 
Grund der hohen Altersgrenzen beträchtlich ist, würde 
weiter gesteigert. 

f) Die Einführung eines E-Ofhzierskorps würde die Gefahr 
einer Zweiteilung des Ofhzierskorps mit allen nachteili- 
gen Folgen mit sich bringen. 

Für die Unterofhziere gilt Entsprechendes. Der Bundeswehr 
fehlen rd. 10 800 junge Unterofhziere und Stabsunterofhziere, 
während auch hier die Feldwebelfunktionen aus ehemaligen 
Unteroffizieren der Wehrmacht, häuhg übergangsgehalts- 
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empfängern, und dem eigenen Nachwuchs besetzt werden 
können. Da unter den derzeitigen Übergangsgehaltsempfän- 
gern nur 13 Unteroffiziere ohne Portepee vorhanden sind, 
erübrigt sich die weitere Prüfung einer Heranziehung als 
Ergänzungsunteroffizier. 

4. Im Bereich des zivilen Bevölkerungsschutzes besteht die 
Möglichkeit, ehemalige Berufssoldaten auf bestimmten Stellen 
zu verwenden. Hiervon wurde bisher schon in nicht unerheb- 
lichem Umfang Gebrauch gemacht, so insbesondere beim 
Aufbau des Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz 
in den Abteilungen ,, Technisches Hilfswerk'\ ,,Warn- und 
Alarmdienst, Fernmeldewesen" und ,, Notstandsmaßnahmen 
der Verwaltung, Luftschutzhilfsdienst". Auch in Zukunft 
werden sich insoweit vereinzelte Einstellungsmöglichkeiten 
für ehemalige Berufssoldaten ergeben. Das gleiche gilt beim 
weiteren Aufbau des zivilen Bevölkerungsschutzes auf Lan- 
desebene, 

Strauß 
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